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Manchmal klingt eswie in einem
spirituellen Seminar, die Spra-
chewirkt esoterisch parfümiert,
es geht um Bewegungsräume
und Bewegungsvielfalt und Be-
wegungsphilosophie, doch der
Absender überrascht: Es sind
Staatsstellen, dieAuskunft geben
über den Sportunterricht wäh-
rend der Pandemie. Wobei, viel
Sport ist nicht mehr, vielleicht
abgesehen vomneuestenTrend,
der das Potenzial zumVolkssport
hat: dem Denunziantentum.

Nehmenwir dieMittelschule.
Die Schüler dürfen nicht mehr
viel, etwas Auslauf draussen
oder ein bisschen Yoga drinnen,
mit Maske selbstverständlich.
Schwitzen geht gar nicht, danach
wartet ja ein durchlüftetes Klas-
senzimmer. Benjamin Steffen,
Sportlehrer am Gymnasium

Bäumlihof und Spitzenfechter,
sagt: «Es stellt sich schon die
Grundsatzfrage: Ist das,was wir
nun tun, überhaupt noch Sport?
Aber ich mag mich nicht be-
schweren –Hauptsache,wir kön-
nen irgendwas tun...»

Verständnisvolle Schüler
Bei schlechtemWetter ists dann
vielleicht einmässig begeistern-
der Kurzspaziergang. Steffen
sagt: «Die Schüler sind jedoch
sehr verständnisvoll – sie schät-
zen das Engagement der Lehrer.
Manchmal gibts ein paar Sprü-
che, aber das ist völlig okay.»

Die Sportlehrer zeigen sich
auch engagiert und experimen-
tierfreudig, es gibt nun anstatt
Fussball und Reckturnen: Gum-
mitwist, Discgolf (wie Basketball
mit Frisbees), Kubb. Steffen or-

ganisiert anstelle des Skilagers
Ende Januar ein sogenanntes
Plogging (eine schwedische Er-
findung, bei der man joggend
Abfall aufliest). Einfach in ge-
mächlichemTempo.Vorbildlich.
Steffen sagt: «Wir Sportlehrer
versuchen, innovativ zu sein –
ein bisschen Anstrengung liegt
also noch drin.»

Aber die Lehrer wissen nie
ganz genau, was gerade noch
geht – oder eben nicht. Claudio
Jenny, Vorsteher des Baselstäd-
tischenVerbands für Sport in der
Schule, sagt: «Die Schwierigkei-
ten für die Sportlehrer ist die Pla-
nung.Durch die veränderten Co-
rona-Regeln müssen sie die In-
halte immer wieder anpassen
und entsprechend umgestalten.»

Das ist problematisch, denkt
man daran, dass derBewegungs-

drang nochmehr eingeschränkt
wird als im ersten Lockdownund
danach schon Kritik laut wurde:
Irgendwann im Sommer ging es
nicht mehr um den Inhalt des
Sportunterrichts oder um das
bisschen, was davon übrig ge-
bliebenwar, es ging umnichtwe-
niger als die Volksgesundheit.

Mit Fragezeichen formuliert,
immerhin, aber eigentlichwar es
keine Frage, sondern ein Impe-
rativ: Das kann nicht gut gehen.
Die Titel von CHMedia berichte-
ten, um der Debatte sinnbildlich
zusätzliches Gewicht zu verlei-
hen, von einem Schüler, der im
ersten Lockdown inwenigenWo-
chen 15 Kilogramm zugenom-
men hatte.

Was tun die Kantone gegen
diese Gefahr? Simon Thiriet,
Sprecher des Basler Erziehungs-

departements, sagt: «Die Schu-
len auf Sekundarstufe 2 tun al-
les, ummöglichst abwechslungs-
reiche Bewegungsprogramme
fürdie Schüler zusammenzustel-
len, die auch unter den gelten-
den Schutzmassnahmen durch-
führbar sind.»

Kreative Lehrer
Fabienne Romanens, Sprecherin
der Baselbieter Bildungs-, Kul-
tur und Sportdirektion, sagt:
«Die Lehrer legen eine grosse
Flexibilität und Kreativität an
den Tag, um ihren Unterricht
unter den geltenden Rahmenbe-
dingungen abwechslungsreich
zu gestalten. Sie nehmen ihre
Verantwortung wahr, Schülern
und Lehrlingen einenAusgleich
zum Sitzen in den Klassenzim-
mern zu bieten.»

Das mag alles sein, löst aber das
Problem nicht – aber vielleicht
eineDebatte darüber aus,wie viel
Gewicht der Sportunterricht ge-
niesst, und ja, auchwie vielWert
er hat.Aktuell fristet er ein stief-
mütterliches Dasein, verglichen
mit Musik oder Bildnerischem
Gestalten, in der Mittelstufe
spielt die Note keine Rolle.

Ist das fair, ist das nachhal-
tig? Claudio Jenny kennt die Pro-
blematik. Er regt an: «Es wäre
vielleicht jetzt ein guter Zeit-
punkt, wieder aufzuzeigen, wie
wichtig der Sportunterricht ist –
und dass es Sinn machen wür-
de, dass er in Zukunft auch in
derMittelschule nicht nur beno-
tetwird, sondern auch im Zeug-
nis zählt.»

Sebastian Briellmann

Nicht einmal Schwitzen ist erlaubt
Sportunterricht à la Corona Ein bisschen Yoga, ein bisschen Spazieren. Mittelschüler dürfen sich wegen der Virusmassnahmen
kaum bewegen. Ist das eine Gefahr für die Volksgesundheit?
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Gibt es ein Anrecht darauf, vor
einer Bank zu demonstrieren,
sich vor dem Eingang hinzule-
gen und eineAstbarrikade zu er-
richten, weil man die Klimaent-
wicklung als Bedrohung einstuft
und die Banken zu einem Um-
denken ihrer Anlagestrategien
zwingen will? Und was genau
haben die Beschuldigten getan
während der Klimaprotestaktio-
nen im Juli 2019 vor der UBS am
Aeschenplatz?

Diese Fragen sind jetzt ein Fall
für die Justiz: Fünf Beschuldigte
zwischen 22 und 55 Jahrenmüs-
sen sich seit Dienstag vorGericht
verantworten, weil sie zusam-
men mit rund 40 weiteren Akti-
visten einen Zugang zur UBS-
Zentrale am Aeschenplatz in
Beschlag nahmen – insgesamt
sollen rund 60 Strafbefehle er-
lassenworden sein, gegen die al-
lesamt Einspruch erhoben wur-
de.Unter den Beschuldigten sind
auch zwei Personen ausDeutsch-
land. Die Staatsanwaltschaft
wirft den Klimaaktivisten Nöti-
gung, Sachbeschädigung, Land-
und Hausfriedensbruch vor.

Richterin Susanne Nese (SP)
sagte zu Beginn des ersten Pro-
zesstages, dass die UBS als Ge-
schädigte ihre Strafanträge zu-
rückgezogen habe.Allerdings hat
derStrafantragsrückzugnurAus-
wirkungen auf denAnklagepunkt
des Hausfriedensbruchs. Dieser
ist somit vomTisch.Die anderen
Punkte hingegen blieben.

«Graffiti mit Kohle»
Für dieVerteidiger jedoch gab es
weitere Gründe, garnicht erst auf
die Beschuldigungen einzuge-
hen – «weder aus moralischer
noch rechtlicher Sicht»,wie einer
sagte. Moralisch sei es nur ver-
ständlich, dass dieAktivisten auf
die Investitionen der Banken in
Öl oder Kohle aufmerksam
machten. Daran sei nichts aus-
zusetzen, imGegenteil. Rechtlich
müsse das gesamteVorgehen der

Staatsanwaltschaft infrage ge-
stellt werden, sagt einer. So sind
nach Auffassung derVerteidiger
die Schäden und deren Instand-
stellungskosten in denAkten nir-
gends ausgewiesen. Zur Erinne-
rung: Die Klimaaktivisten hatten
während ihrer Aktion Äste vor
den Eingängen der Bank ausge-
legt und damit eine Art Barrika-
de errichtet und mit Kohle die
Fassade sowie Bancomaten ver-
schmiert. Einer der Verteidiger
nannte das, als wäre es Kunst,
«Graffiti mit Kohle». Die Staats-
anwaltschaft beziffert den Scha-
den auf rund 80’000 Franken.

Die Anwälte stuften auch den
Vorwurf der Nötigung als «nicht
haltbar» ein. Die Staatsanwalt-
schaft indes vertritt die Ansicht,
die Beschuldigten hätten UBS-
Mitarbeiter am Zugang zum Ge-

bäude und damit an der Aufnah-
me ihrer Arbeit behindert. Für
einen der Verteidiger geht nicht
aus denAkten hervor,wer sich und
aus welchem Grund genötigt ge-
fühlt hatte. Genau das aber her-
auszufinden,wäre zwingend not-
wendig gewesen, umdie Prozess-
vorgaben zu erfüllen,mahnten die
Verteidiger an. Deshalb forderten
sie, die Anklage zurückzuweisen.

Auch den Vorwurf des Land-
friedensbruchs wollten die Ver-
teidiger nicht gelten lassen. Für
sie waren das Verhalten der
Staatsanwaltschaft und die Erfas-
sung der DNA-Daten der
Beschuldigten vor allem ein Vor-
gehen gegen unliebsame politi-
scheDemonstrationen und somit
eine «Beschneidung derDemon-
strations- oder Meinungsäusse-
rungsrechte».

Richterin Nese wies den Antrag
der Verteidiger ab. Diese hätten
vor dem Prozess ausreichend
Zeit gehabt, solche Einwände
einzubringen, was jedoch nicht
geschehen sei. «Wir sind hier
nicht an einer Klimakonferenz,
sondern in einem Strafverfah-
ren», sagteNese.Manmüsse sich
anhand der strafrechtlichen Be-
gebenheiten orientieren und
nicht an der Frage, ob ein Klima-
notstand gegeben sei undwie die
Banken investierten.

Das Gericht sieht keinenHin-
weis darauf, dass der Erlass von
Strafbefehlen falschwar,will da-
mit aber dem späteren Entscheid
nicht vorgreifen, ob die Strafe zu
Recht ausgesprochenwurde und
angemessen war. Mehr Details
dazu wird Nese im Rahmen der
Urteilseröffnung bekannt geben.

Zudem sei anhand von Videos
und Fotos ausreichend belegt,
dass die Beschuldigten an der
Aktion teilgenommen hätten, so
die Richterin. «Wir haben die
Tatsache, dass die Beschuldigten
an diesem Tag vor Ort waren –
und als sie aufgefordertwurden,
den Ort zu verlassen, haben sie
das nicht gemacht», so Richterin
Nese.

Bis zu 48 Stunden in Haft
Inwiefern die Darstellung derBe-
schuldigten stimmt, dass sie von
der Polizei eingekesselt gewesen
seien und deshalb derAufforde-
rung nicht hätten Folge leisten
können, muss das Gericht noch
prüfen.Aus den Einsatzprotokol-
len der Polizei geht hervor, dass
denDemonstrierenden eine Frist
gewährt wurde, um die Blocka-
de zu räumen und den Ort zu
verlassen; erst nachdem diese
Frist verstrichen gewesen war,
nahmen die Polizisten die ver-
bleibenden Aktivisten fest und
behielten sie teilweise bis zu
48 Stunden in Haft.

Für das Gericht ist auch klar,
dass die Staatsanwaltschaft alle
Beschuldigten zu einer Einver-
nahme eingeladen hatte. Wenn
die Beschuldigten dort von ihrem
Aussageverweigerungsrecht Ge-
brauch machten, sei das ihr gu-
tes Recht, aber die Prozessvor-
gaben seien nicht verletzt wor-
den, so die Richterin.

Auch bezüglich der nicht be-
zifferten Schäden hatte die
Richterin eine andere Auffas-
sung als dieVerteidiger: Die UBS
habe die Schäden beziffert und
eine Offerte zur Behebung der
Schäden sowie später eine Ab-
rechnung eingereicht. Auch
sieht das Gericht den Anklage-
punkt Landfriedensbruch nicht
als unbegründet. «Es ist aber et-
was anderes, ob das auch erfüllt
ist. Dasmüssenwir nun klären»,
so Nese.

Das Gericht hat die Urteilser-
öffnung auf den 22. Januar ange-
setzt.

«Das ist keine Klimakonferenz,
sondern ein Strafverfahren»
Klimaaktivisten vor Gericht Wegen einer Protestaktion vor der UBS am Aeschenplatz im Juli 2019 sind fünf Aktivisten angeklagt.
Aus ihrer Sicht fehlt für das Gerichtsverfahren die rechtliche Grundlage. Die Richterin sah das aber anders.

Klimaaktivisten positionierten sich gestern Morgen vor dem Strafgericht, um gegen Banken zu protestieren. Foto: Keystone (Georgios Kefalas)

Den Beschuldigten
wird Nötigung,
Sachbeschädigung,
Land- und
Hausfriedensbruch
vorgeworfen.
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